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Sehr geehrte Damen und Herren, 

1. Entscheidung 

Auf der Grundlage der §§ 4, 6, 10 und 16 des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (B1mSchG) LV.m. 

Nr.: 1.6.1 des Anhangs 1 der Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgeset-

zes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BlmSchV) wird auf Antrag der 

vom 15.02.2023 nebst Antragsunterlagen 

die Änderung des Betriebsmodus von BM Os auf BM Ols 

bisher geregelt im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheid der Kreisverwaltung 

Bernkastel-Wittlich vom 21.07.2022 (B1M2020/0015), welcher die Errichtung und den Betrieb ei-

ner Windenergieanlage (WEA Ve6, Typ Enercon E138 EP3 E2, Nabenhöhe 149 m, Rotordurch-

messer 138,25 m, Nennleistung 4,2 MW) inklusive der notwendigen Kabeltrasse im Windpark 

Veldenz-Gornha usen-Monzelfeld zum Gegenstand hatte, in dieser zweiten immissionsschutz-

rechtliche Änderungsgenehmigung auf den nachfolgend genannten Grundstücken erteilt: 

Anlage 

WEA 

Ve6 

UTM, Zone 32 

RW 

360906 

HW 

5524284 

Gemar-

kung 

Veldenz 

Kataster 

Flur 

12 

Flur-

stück 

1/20W 

Höhe in m über NN 

Höhe 

GOK 

625 

Na-

ben-

Höhe 

774 

Ge-

samt-

höhe 

843 

Die Genehmigung der wesentlichen Änderung ist an die unter Punkt II festgesetzten Nebenbe-

stimmungen gebunden. 

1. Die zweite Änderungsgenehmigung umfasst die Änderung des Betriebsmodus von BM Os auf 

BM Ols der vorstehend genau bezeichneten Windenergieanlage. 
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Dabei gelten die in der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung vom 21.07.2022 

(B1M2020/0015) und in der ersten Änderung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

vom 06.03.2023 (B1M2023/0008) festgesetzten Nebenbestimmungen fort, soweit im heutigen 

Bescheid keine ausdrückliche Änderung erfolgt. 

2. Die mit dem Antrag vom 15.02.2023 eingereichten Unterlagen (1 Hefter mit Antragsunterla-

gen) sind Bestandteil der Entscheidung. 

3. Die Genehmigung ergeht unbeschadet etwaiger privater Rechte Dritter und unbeschadet der 

behördlichen Entscheidungen, die nach '§ 13 BlmSchG nicht von dieser Genehmigung einge-
schlossen sind. 

4. Ihrem Antrag nach § 16Abs. 2 BlmSchG von deröffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens, 

sowie der Auslegung des Antrages und der Unterlagen abzusehen, wird entsprochen, da keine 

erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BlmSchG genannten Schutzgüter (Men-

schen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur und sonstige 

Sachgüter) zu besorgen sind. 

5. Zur Sicherstellung der Genehmigungsvoraussetzungen nach den §§ 6 und 12 BlmSchG sind die 
nachfolgend beschriebenen Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) und Hinweise 

zum Bescheid ebenfalls Bestandteil der Genehmigung. 

6. Die Kosten des Verfahrens werden in diesem Bescheid festgesetzt. 

1. Antragsunterlagen 

Dieser Genehmigung liegen die in Anlage 1 genannten Unterlagen und Pläne zu Grunde, die Be-

standteil dieser Genehmigung sind. 
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11. Nebenbestimmungen  

(Die Nummerierung des Ursprungsbescheides B1M2020/0015 wird beibehalten. 

Die Änderungen werden rot und unterstrichen hinterlegt) 

ll.Nebenbestimmungen  

1. SGD Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht 

1. Immissionsschutz  

Lärm  

2. Die Windkraftanlagen dürfen jeweils die nachstehend genannten Schallleistungspegel (-LwOk-

tav) - zuzüglich eines Toleranzbereiches im Sinne der oberen Vertrauensbereichsgrenze mit 

einer statistischen Sicherheit von 90 % - -entsprechend Formel: Le,max,Oktav = 

L W, Oktav + 1, 28 x Vop2 + UR2 (Grenzwert)- nicht überschreiten: 

Typ E-138 EP3 E2 mit TES, Normalbetrieb (Nennleistung, Betriebsmodus: BM 01 s), 00.00 

- 24.00 Uhr): 

WKA. Le,max,Ol(tav 

[dB(A)] 

L W,Oktav 

[dB(A)] 

WEA 

Ve6 
107,7 106,0 

Hinweis: Berücksichtigte Unsicherheiten und obere Vertrauensbereichs-

von AL = 1,28 Oges lt. im Tenor aufgeführter Schallimmissi-grenze 

onsprognose 

[dB(A)] [dB(A)] 

GProg 

[dB(A)] 

AL 

[dB(A)] 

1,2 0,5 1,0 2,1 

Dem L W,OaV zugehöriges Oktavspektrum: 

f[Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 
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LW,Oktav 87p6 96,6 Q 100,2 100,4 4LZ 77,8 

Dem Le,max,Oktav zugehöriges Oktavspektrum: 

f[Hz] 63 125 1250 500 1000 2000 4000 8000 

LW,Oktav 100,7 101,9 102,1 A 

WKA: 

L W,0ktav 

Windkraftanlage Nr. (s. Tenor) 

messtechnisch dokumentierter (mittlerer) aus Oktavspektrum ermittel-

ter Schallleistungspegel 

Le,max,Qktav: errechneter, maximal zulässiger Oktav-Schallleistungspegel 

ap: Serienstreuung 

Messunsicherheit 

cYprog: Prognoseunsicherheit 

A  = 1,28 ages: oberer Vertrauensbereich von 90% 

Hinweis:  

Der Nachweis der, Einhaltung der vorgenannten Emissionsbegrenzungen erfolgt bei Planun-
gen auf Basis von Herstellerangaben (wie vorliegend) wie folgt: 

Die im Rahmen einer Abnahmemessung (FGW-konforme Emissionsmessung) erzielten Mes-

sergebnisse (oktavabhängig) sind einer neuen Ausbreitungsberechnung und Unsicherheiten-

betrachtung entsprechend der Vorgehensweise im Genehmigungsverfahren zuzuführen. So-

wohl die Messunsicherheit (CYR = O,5 dB) als auch die Prognoseunsicherheit (GP„„g = 1 dB) sind 

hierbei zu berücksichtigen. Werden nicht alle von der Genehmigung mit Herstellerangaben 

berücksichtigten Windkraftanlagen lärmemissionstechnisch vermessen, so ist für diese er-

gänzend jeweils die Serienstreuung (cyp; Ersatzwert 1,2 dB) zu berücksichtigen. 

Die auf Basis der Abnahmemessung ermittelten Lärmimmissionsrichtwertanteile dürfen die 

im Punkt Lärmhinweisen aufgeführten Lärmimmissionsrichtwertanteile nicht überschreiten 

(siehe Punkt Lärmhinweise). 
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Im Übrigen gelten die vorgenannten Emissionsbegrenzungen im Rahmen einer messtechni-

schen Überprüfung (FGW-konform) als eingehalten, wenn für die durch Messungen be-

stimmten Schallleistungspegel ( Lw, Okt, Messung) mit der zugehörenden Messunsicherheit (CYR, 

Messung) = 0,5 dB entsprechend folgender Gleichung für alle Oktaven nachgewiesen wird: 

Lw,okt,Messung + 1,28 X GR, Messung ≤ Le,max,Oktav 

Kann der Nachweis nach der v. g. Gleichung nicht erfüllt werden, ist ergänzend mit demsel-

ben Ausbreitungsmodell der Schallprognose, die der Genehmigung zugrunde liegt, eine er-

neute Ausbreitungsberechnung mit den Oktavschallpegeln der Abnahmemessung durchzu-

führen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn gilt: 

4000 Hz 

Lrjessung = 10 Ig > 100,1 (LWA i—Ai) < o 1 
i= 63 Hz 

LWA,: 

A: 

e,max,1 

4000 Hz 

i=63 HZ 
10O,1(LmiA) = LrPlanung 

Der in Oktave i messtechnisch im Rahmen der Abnahmemessung ermittelte A-be-

wertete Schallleistungspegel 

Die nach dem Interimsverfahren in der Oktave i zu berücksichtigenden Ausbrei-

tungsterme 

Der in der Nebenbestimmung zum Vergleich mit den Messergebnissen einer Abnah-

memessung festgelegte maximal zulässige Werte des A-bewerteten Schailleistungs-

pegels in der Oktave i 

Lärmhinweise:  

Aus der in Nebenbestimmung Nr. 2 genannten Emissionsbegrenzung errechnen sich lt. der 

im Tenor näher bezeichneten Lärmimmissionsprognose an den jeweils maßgeblichen Immis-

sionsorten folgende lmmissionsanteile an Geräuschen (Zusatzbelastung) zur Nachtzeit 

(22:00 bis 06:00 Uhr) (einschließlich Berücksichtigung eines Toleranzbereiches im Sinne der 

oberen Vertrauensbereichsgrenze mit einer statistischen Sicherheit von 90 % hier: 2,3 

dB(A)]): 
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WindkraftanlageNr.:ve6 

Immissionspunkt Immissionsanteil 

IP 02 54472 Gorn hausen, Merscheider Weg 

1 

33,0 dB(A) 

IP 03 54472 Gorn hausen, Im Leienfeld 3 30,6 dB(A)  

IP 04 54472 Gornhausen, Im Leienfeld 9 30,4 dB(A)  

IP 05 54472 Gornhausen, In den alten Gär- 

ten 8 

30,7 dB(A) 

III. immissionsschutzrechtljche Abnahmen und Prüfungen  

13. Dürch eine geeignete Messstelle ist innerhalb einer Frist von 12 Monaten nach Inbetrieb-

nahme der Windkraftanlage eine schalltechnische Abnahmemessung (Schalileistungspe-

gelbestimmung = Emissionsmessung) durchzuführen. 

Der Betriebsbereich ist dabei so zu wählen, dass die Windgeschwindigkeit erfasst wird, in 

der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird ( i. d. R. entsprechend den Vorgaben 

der Technischen Richtlinie - FGW-Richtlinie- für Windenergie Teil 1: „ Bestimmung der Schal-

lemissionswerte"; oktavabhängig). 

Wenn die erforderlichen Windgeschwindigkeiten für die Abnahmemessung innerhalb der 

Messfrist nicht vorliegen, kann die Nachweisführung durch Extrapolation der Messwerte bei 

anderen Windgeschwindigkeiten erfolgen. 

Zur Nachweisführung der Einhaltung zulässigen Lärmemissionen ist die mögliche Auswir-

kung der Messunsicherheit zu Lasten des Betreibers zu berücksichtigen (siehe Festlegungen 

Nebenbestimmung Nr. 2). 

Der Nachweis gilt als erbracht, wenn für alle Oktaven nachgewiesen werden kann: 

Lw,okt, Messung + 1/28X GR + ≤ LWA,d. 

(Bsp. für 250 Hz: 
Messwert 95,8 dB(A) + 1,28 x 0,5 ≤ 98,3 dB(A)  

96,4 dB(A) ≤ 98,3 dB(A)) 
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Kann der Nachweis nicht nach der vorstehenden Formel erbracht werden, ist im zweiten 

Schritt ein immissionsseitiger Vergleich durchzuführen. 

Hierzu ist im verwendeten Ausbreitungsmodell der Schallimmissionsprognose (Az.: 1 / 

20885 / 1122 / 2 vom 07.11.2022) eine erneute Ausbreitungsberechnung mit den Oktav-

schallpegeln und Unsicherheiten der Abnahmemessung (LW„Okt.. Messung) durchzuführen. Hier-

bei darf der in den Lärmhinweisen aufgeführte Beurteilungspegel am Immissionsort IP 05, 

54472 Gornhausen, In den Gärten 8 den Wert von 30,7 dB(A) nicht überschreiten. 

Falls die Emission eine geringe Tonhaltigkeit (KTN =  2 dB) aufweist, ist an den maßgeblichen 

Immissionsort (bezogen auf die konkret vermessene Windkraftanlage) eine Abnahme zur 

Überprüfung der Ton haltigkeit auf lmmissionsrelevanz durchzuführen. 

Als Messstelle kommt nur eine nach § 29b BlmSchG bekannt gegebene Stelle in Frage, die 

- nicht an der Erstellung der Schallimmissionsprognose mitgearbeitet hat und 

- entsprechend den Vorgaben der Technischen Richtlinie - FGW-Richtlinie- für Windener-

gie Teil 1: „ Bestimmung der Schallemissionswert&' ihre Kompetenz z.B. durch Teil-

nahme an regelmäßigen Ringversuchen nachgewiesen haben. 

Spätestens einen Monat nach Inbetriebnahme der v. g. Windkraftanlage ist der Genehmi-

gungsbehörde, Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich sowie der Struktur- und Genehmi-

gungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Trier, Deworastraße 8, 54290 Trier, 

eine Kopie der Auftragsbestätigung des Messinstituts zu übersenden. 

Das mit der Messung beauftragte Messinstitut ist aufzufordern, die Messung bei Vorliegen 

geeigneter meteorologischer Gegebenheiten unverzüglich durchzuführen und den Messbe-

richt gleichzeitig mit der Versendung an den Auftraggeber der v. g. Stelle vorzulegen. 
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III. Begründung 

Antragsgegenstand  

Die hat mit Schreiben vom 15.02.2023 nebst Antragsunterlagen die Genehmigung 

einer Änderung der o.g. genehmigungsbedürftigen Anlage ( 1. Entscheidung) gern. § 16 Abs. 1 

BlmSchG beantragt. Diese beinhaltet die Änderung des Betriebsmodus von BM Os auf BM Ols. 

Die Anlage wurde ursprünglich mit Bescheid vom 21.07.2022 (B1M2020/0015), welcher die Er-

richtung und den Betrieb dieser Windenergieanlage (WEA Ve6, Typ Enercon E138 [P3 E2, Na-

benhöhe 149 m, Rotordurchmesser 138,25 m, Nennleistung 4,2 MW) inklusive der notwendi-

gen Kabeltrasse im Windpark Veldenz-Gornhausen-Monzelfeld beinhaltet, genehmigt. 

Genehmigungsverfahren  

Nach § 2 Abs. 1 Nr. la der 4. BlmSchV i.V.m. Nr. 1.6.1 des Anhangs 1 zur 4. BlmSchV ist auf-

grund der kumulierenden Wirkung von mehr als 20 Windkraftanlagen ein förmliches Genehmi-

gungsverfahren durchzuführen. 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bei der hier beantragten wesentlichen Änderung einer bereits genehmigten Anlage handelt es 

sich um ein Vorhaben nach § 2 Abs. 4 Nr. 2a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung (UVPG). Hinsichtlich der Änderung UVP-pflichtiger Vorhaben ist § 9 UVPG einschlägig. Im 

ursprünglichen Genehmigungsverfahren (B1M2020/0015) ist eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung erfolgt. Die Durchführung einer allgemeiner Vorprüfung nach § 9 Abs. 1 Satz 2 UVPG und 

ggf. nachfolgenden Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 9 Abs. 1 UVPG ist nach 

§ 6 des Gesetzes zur Festlegung von Flächenbedarfen für die Windenergieanlagen an Land 

(Windenergieflächenbedarfsgesetz —WindBG) nicht erforderlich. 

Der Antragsteller hat am 03.05.2023 nach § 6 Abs. 2 S. 3 WindBG die Anwendung des § 6 Abs. 1 

WindBG verlangt. Das Verfahren wurde dementsprechend weitergeführt. 
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Öffentlichkeitsbeteiligung,  Bekanntmachung 

Dem Antrag der auf die öffentliche Bekanntmachung des Änderungsvorhabens, so-

wie auf die Auslegung des Antrages und der Unterlagen nach § 16 Abs. 2 BlmSchG zu verzichten 

wird entsprochen, da keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BlmSchG genann-

ten Schutzgüter Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie 

Kultur und sonstige Sachgüter sind zu besorgen sind. 

Der Antragsteller hat die öffentliche Bekanntmachung der Entscheidung nach 

§ 21a Abs. 1 der 9. BlmSchV beantragt. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß 

§ 10 Abs. 7 und 8 BlmSchG. 

Entscheidung 

Die Zuständigkeit der Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich ergibt sich aus 

§ 1 Abs. 1 der Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des lmmissionsschutzes 

(lmSchZuV0) und Nr. 1.1.1 Ziffer 4 der Anlage zu § 1 lmSchZuVO. 

Nach § 6 BlmSchG ist die beantragte Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die 

sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten 

erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 'und Belange des Arbeitsschutzes 

der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen nicht entgegenstehen. 

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen des Antrages auf wesentliche Änderung nach 

§ 16 BlmSchG hat ergeben, dass aufgrund der vorliegenden Antragsunterlagen zur Änderung des 

Betriebsmodus von BM Os auf BM Ols und der fachbehördlichen Stellungnahmen der Struktur-

und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Trier, sowie der Unteren Bau-

aufsichtsbehörde der Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich unter Beachtung der Nebenbestim-

mungen dieses Bescheides die Voraussetzungen nach § 6 BlmSchG zur Erteilung der Änderungs-

genehmigung erfüllt sind. Die formulierten Auflagen, Nebenbestimmungen und Hinweise sind - 

sofern sich Änderungen ergeben haben - im Bescheid ( ii. Nebenbestimmungen) dargestellt. 

Aus folgenden Gründen wird der beantragten Änderung der Nebenbestimmung stattgegeben: 
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